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Bemerkung -
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Leitsätze Ob ein Gesellschafterbeschluss nur

bereits im Gesellschaftsvertrag getroffene
Regelungen zu den Weisungsbefugnissen
der Geschäftsführer gegenüber
Gesellschaftern einer UG konkretisiert, ist
im Wege der Auslegung zu ermitteln. Zur
Auslegung eines allstimmigen
Beschlusses der
Gesellschafterversammlung als in der
Satzung vorgesehener Festlegung
zustimmungspflichtiger Geschäfte der
Geschäftsführer im Einzelfall.

Normenkette SGB IV § 7 Abs. 1

SGB IV § 7a

SGB III § 25 Abs. 1 Satz 1

SGB VI § 1 Nr. 1

1. Instanz

Aktenzeichen S 76 BA 252/18
Datum 30.04.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 28 BA 55/19
Datum 06.05.2022

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 30. April 2019
wird zurÃ¼ckgewiesen.
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Â 

Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger auch die notwendigen auÃŸergerichtlichen Kosten des
Berufungsverfahrens zu erstatten. Die Beigeladenen haben ihre Kosten selbst zu tragen.

Â 

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand

Â 

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Versicherungspflicht des KlÃ¤gers in der gesetzlichen

Rentenversicherung und nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung in seiner TÃ¤tigkeit als

mitarbeitender Gesellschafter der Beigeladenen zu 1 im Zeitraum vom 10. MÃ¤rz 2017 bis 13.

Juli 2017.

Â 

Der 19XX geborene KlÃ¤ger ist Diplom-Designer. Er war wÃ¤hrend und jedenfalls vor dem

streitigen Zeitraum im Gebiet Design und Illustration einschlieÃŸlich Beratung, Konzeption und

DurchfÃ¼hrung von Workshops tÃ¤tig. Mit acht weiteren Gesellschafterinnen und

Gesellschaftern grÃ¼ndete er mit Gesellschaftsvertrag vom 25. Juli 2016 eine im

Handelsregister beim Amtsgericht C eingetragene Unternehmergesellschaft

(haftungsbeschrÃ¤nkt), die Beigeladene zu 1 (im Folgenden auch: UG), welche inzwischen in

Form einer GmbH weiterbesteht. Gegenstand des Unternehmens der Beigeladenen zu 1 ist

ausweislich von Â§ 3 Abs. 1 des Gesellschaftsvertrages die Entwicklung und Skalierung

sozialer und technischer Werkzeuge zur nachhaltigen LÃ¶sung Ã¶kologischer und

gesellschaftlicher MissstÃ¤nde. Das Stammkapital der Gesellschaft betrug 4500 â‚¬ in ebenso

vielen numerischen bezeichneten GeschÃ¤ftsanteilen. Jeder der neun

GrÃ¼ndungsgesellschafter bzw. â€‘gesellschafterinnen Ã¼bernahm jeweils 500

GeschÃ¤ftsanteile (entsprechend 11,11 % des Stammkapitals).

Â 

Â§ 5 Abs. 3 des Gesellschaftsvertrages lautete:

Â 

Die Gesellschafterversammlung kann durch Beschluss einen Katalog von GeschÃ¤ften
festlegen, zu deren Erledigung die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der vorherigen Zustimmung der
Gesellschafterversammlung bedÃ¼rfen. Die Vertretungsbefugnis der Gesellschafter
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gegenÃ¼ber Dritten bleibt davon unberÃ¼hrt.

Â 

Â§ 6 Abs. 3 des Gesellschaftsvertrages hatte noch im streitigen Zeitraum folgende Fassung:

Â 

Alle BeschlÃ¼sse der Gesellschaft werden mit 100 % der in der Gesellschafterversammlung
abgegebenen Stimmen gefasst, soweit nicht durch Gesetz oder Satzung andere
MehrheitsverhÃ¤ltnisse vorgeschrieben sind. Enthaltungen werden bei der Berechnung der 100
% nicht berÃ¼cksichtigt.

Â 

Nach Â§ 6 Abs. 5 des Gesellschaftsvertrages waren die Gesellschafter befugt, sich in der

Gesellschafterversammlung durch entsprechend bevollmÃ¤chtigte Mitgesellschafter oder einen

AngehÃ¶rigen der rechts- und steuerberatenden Berufe vertreten zu lassen.

Â 

Zur gÃ¼tlichen Beilegung von Streitigkeiten im Zusammenhang mit

GesellschafterbeschlÃ¼ssen sah Â§ 15 Abs. 1 des Gesellschaftsvertrages ein verpflichtendes

Mediationsverfahren vor.

Â 

Am 29. November 2016 fand eine Gesellschafterversammlung statt, in der ausweislich

Tagesordnungspunkt 1 des Protokolls einstimmig folgender Beschluss gefasst wurde:

Â 

Die Gesellschafter beschlieÃŸen, dass in der Gesellschaft mitarbeitende Gesellschafter dem
oder den GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern nicht weisungsunterworfen sind.

Â 

Das Protokoll der Sitzung wurde von allen Gesellschaftern unterzeichnet. Eine notarielle

Beurkundung fand nicht statt.

Â 

Der KlÃ¤ger selbst ist nicht zum GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bestellt worden. Er hatte â€“ wie andere

auch nicht zu GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern bestellte Mitgesellschafter â€“ eine Handlungsvollmacht

fÃ¼r die Beigeladene zu 1. Mit Auftraggebern schlossen die Gesellschafter aufgrund ihrer
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Vertretungsmacht durch GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerstellung oder durch Vollmacht VertrÃ¤ge im Namen

der Beigeladenen zu 1. Andere ArbeitskrÃ¤fte als die mitarbeitenden Gesellschafter waren in

der UG nicht tÃ¤tig. AusdrÃ¼ckliche Arbeits- oder DienstvertrÃ¤ge wurden mit den

mitarbeitenden Gesellschafter nicht geschlossen. 

Â 

Am 8. Juni 2017 beantragte der KlÃ¤ger die Feststellung seines sozialversicherungsrechtlichen

Status bei der Beklagten (Bl. 3 ff. VA). Er gab hierin mehrere Auftraggeber an und bejahte die

Frage danach, dass das Arbeitseinkommen aus dieser (gemeint: anderen) TÃ¤tigkeit den

Ã¼berwiegenden Teil seines Gesamteinkommens darstelle. Das gegenwÃ¤rtige monatliche

Arbeitseinkommen/Arbeitsentgelt aus der zu beurteilenden TÃ¤tigkeit gab der KlÃ¤ger mit

regelmÃ¤ÃŸig weniger als 450 â‚¬ an. Die Beigeladene zu 1 ist im Antrag als Auftraggeber

genannt, der Beginn der TÃ¤tigkeit datierte auf den 27. Juli 2016. Der KlÃ¤ger legte im Rahmen

der Beschreibung des AuftragsverhÃ¤ltnisses dar, dass die AuftrÃ¤ge der UG mindestens im

Vieraugenprinzip durchgefÃ¼hrt und Ã¼berprÃ¼ft wÃ¼rden. Die kooperative und dezentrale

Arbeitsweise zum Beispiel Ã¼ber Internetplattformen erlaube jedoch ein komplexeres System

der gegenseitigen Verbesserung und Kontrolle. Es fÃ¤nden in unregelmÃ¤ÃŸigen AbstÃ¤nden

Koordinationstreffen fÃ¼r operative TÃ¤tigkeiten statt. Monatlich fÃ¤nden

Strategieausrichtungstreffen statt und zweimal im Jahr eine Gesellschafterversammlung. Die

Teilhabe aller Gesellschafter sei erwÃ¼nscht, jedoch nicht verpflichtend. Arbeitszeitvorgaben

gebe es nicht. Die TÃ¤tigkeiten (auÃŸer den genannten Terminen und mit Kunden des

Auftraggebers) seien in den meisten FÃ¤llen nicht ortsgebunden. Der

Auftragnehmer/Arbeitnehmer (also er) bestimme sein Honorar unter BerÃ¼cksichtigung seiner

Arbeit und der transparenten Finanzsituation, insbesondere in Kenntnis der Honorare der

anderen Gesellschafter selbst. Eigenwerbung werde durch Konferenzen, Networking Events

und Social Media AktivitÃ¤ten gewÃ¤hrleistet. Der Auftragnehmer beschaffe sich alle

Betriebsmittel selbst. 

Â 

Die Beklagte Ã¼bersandte dem KlÃ¤ger einen umfassenden Fragenkatalog ebenso wie der

Beigeladenen zu 1.

Â 

Im Rahmen der Beantwortung dieser Fragen, die inhaltsgleich in Parallelverfahren auch an alle

anderen Gesellschafter/innen gerichtet worden sind, legten diese in einer gemeinsamen

ErklÃ¤rung (Bl. 29 ff. VA) unter anderem ergÃ¤nzend dar, dass jeder der Gesellschafter fÃ¼r

die UG im Rahmen von KundenauftrÃ¤gen tÃ¤tig sei. Er stelle hierfÃ¼r Rechnungen an die

Gesellschaft. Die allgemeinen Aufgaben der Gesellschafter fÃ¼r die Gesellschaft wÃ¼rden
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unentgeltlich erledigt, die wirtschaftlich relevanten und zu vergÃ¼tenden TÃ¤tigkeiten erfolgten

im Rahmen der Arbeit fÃ¼r Kunden der Gesellschaft. Die AuftrÃ¤ge und deren Bearbeitung

wÃ¼rden im Gesellschafterkreis besprochen. Der Vertragsschluss mit Kunden der UG erfolge

nur in Absprache mit allen anderen Gesellschaftern. Sollte ein anderer der Gesellschafter ein

Veto einlegen, komme die Vertragsunterzeichnung nicht zustande. Alle Gesellschafter

betrieben aufgrund der bei ihnen selbst bestehenden starken Netzwerke Akquise. Auf die Frage

danach, ob der KlÃ¤ger nur fÃ¼r AuftrÃ¤ge eingesetzt werde, welche er selbst akquiriert habe

oder eine Auftragsvergabe innerhalb der Gesellschaft erfolge, legte er dar, dass die

Auftragsvergabe innerhalb der Gesellschaft erfolge. Ein neuer Auftrag werde hinsichtlich seiner

Anforderung dem Gesellschafterkreis vorgeschlagen, geprÃ¼ft und anschlieÃŸend ein

effektives Team zusammengestellt. Dabei kÃ¶nne es vorkommen, dass das ausfÃ¼hrende

Team den Akquisiteur nicht an Bord habe. Jeder Gesellschafter sei fÃ¼r die Regelung seiner

Arbeitszeit selbstverantwortlich und werde dagegen nicht kontrolliert. Die Kerngesellschafter

hÃ¤tten sich aktuell aber auf eine Kernarbeitszeit wochentags von 10:00 bis 16:00 Uhr

verstÃ¤ndigt. Eine Kontrolle der Arbeit ermÃ¶gliche das Vieraugenprinzip. AuftrÃ¤ge von

relevanter GrÃ¶ÃŸe wÃ¼rden mindestens zu zweit erledigt. Arbeitsergebnisse wÃ¼rden immer

an das gesamte Team, also alle Gesellschafter, Ã¼bermittelt und einsehbar gemacht.

DarÃ¼ber hinaus werde zu grÃ¶ÃŸeren AuftrÃ¤gen ein weiterer Gesellschafter als

â€žSupervisorâ€œ hinzugezogen. Eine Weisungsbefugnis gegenÃ¼ber den Mitarbeitern der

Kunden der UG bestÃ¼nde nicht. Relevante Entscheidungen und Arbeitsergebnisse seien den

Gesellschaftern vorzulegen und diese hÃ¤tten ein Vetorecht. Werde davon Gebrauch gemacht,

kÃ¤me das einer Weisung gleich. Die UG stelle BÃ¼roflÃ¤chen zur VerfÃ¼gung und damit

einhergehend die dort Ã¼blichen Verbrauchsmaterialien. Ansonsten mÃ¼ssten die

Gesellschafter und sonstige freie Mitarbeiter ihre Arbeitsmittel selbst bereitstellen. Im Speziellen

seien dies Computer, Telefon, MobilitÃ¤t und sonstige Werkzeuge. Sollten fÃ¼r einen

Kundenauftrag SpezialgerÃ¤te notwendig sein, so schaffe die UG diese im Rahmen einer

Auslagenerstattung durch den Endkunden an und Ã¼berlasse sie zur Nutzung dem

Auftragnehmer. Ein Kapitaleinsatz sei mÃ¶glich in der Form, dass der Auftragnehmer eigenes

Kapital einsetze, beispielsweise um seine regulÃ¤ren Arbeitsmittel zu finanzieren. Die

Gesellschafter unterlÃ¤gen keinem Wettbewerbsverbot. In der ErklÃ¤rung wurden ferner die

Vorerfahrungen und die EinkÃ¼nfte der Gesellschafter innerhalb und auÃŸerhalb der

Gesellschaft im Zeitraum Januar bis Mai 2017 (fÃ¼r den KlÃ¤ger innerhalb der Gesellschaft

damals noch 0 â‚¬) angegeben. Es waren ferner Beispiele von Projektbeschreibungen

beigelegt.

Â 

Mit Schreiben vom 14. August 2017 forderte die Beklagte bei dem KlÃ¤ger weitere AuskÃ¼nfte

zu den einzelnen AuftrÃ¤gen bei Kunden des Auftraggebers an und nicht fÃ¼r seine TÃ¤tigkeit

als Gesellschafter im InnenverhÃ¤ltnis.
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Â 

Der KlÃ¤ger teilte daraufhin zwei konkrete Projekte im Zeitraum 10. Mai bis 7. Juli 2017 und 10.

MÃ¤rz bis 13. Juli 2017 mit, fÃ¼r die er der Gesellschaft demnÃ¤chst 4000 â‚¬ bzw. 1190 â‚¬

brutto in Rechnung stellen werde. Die Rechnungen â€“ jeweils mit Angabe von

StundensÃ¤tzen â€“ fÃ¼gte er in Kopie bei.

Â 

Mit einer weiteren Ã„uÃŸerung vom 13. November 2017 wies der KlÃ¤ger auf die

gesellschaftsvertragsrechtliche Lage und den Gesellschafterbeschluss vom 29. November 2016

hin. Er fÃ¼hrte ergÃ¤nzend aus, dass alle selbststÃ¤ndigen Auftragnehmer sich, soweit sie ihre

Leistung nicht gÃ¤nzlich alleine erbrÃ¤chten, mit anderen Auftragnehmern abstimmen

mÃ¼ssten, um KundenbedÃ¼rfnissen zu entsprechen. Weil sich die Gesellschafter fÃ¼r

Kundenprojekte zusammenschlÃ¶ssen, kÃ¶nne daraus noch keine Eingliederung in die

Ablauforganisation des Unternehmens geschlossen werden. Soweit sich die Gesellschafter

dabei darauf einigten, im Projekt gemeinsam RÃ¼cksprache zu halten (Vieraugenprinzip) bzw.

einen nicht am Projekt beteiligten Supervisor zu kontaktieren, seien dies gemeinsam gewÃ¤hlte

MaÃŸnahmen zur persÃ¶nlichen QualitÃ¤tssicherung und fÃ¼hrten nicht zur

Weisungsunterworfenheit oder Eingliederung ins Unternehmen.

Â 

Mit AnhÃ¶rungsschreiben vom 29. November 2017 bezeichnete die Beklagte als Gegenstand

der PrÃ¼fung die Bestimmung des sozialversicherungsrechtlichen Status des KlÃ¤gers als

Berater fÃ¼r Kunden des Auftraggebers bei der UG im Zeitraum vom 10. MÃ¤rz 2017 bis 13.

Juli 2017. Sie kÃ¼ndigte an, einen Bescheid Ã¼ber das Vorliegen einer abhÃ¤ngigen

BeschÃ¤ftigung erlassen zu wollen. Mit dem tatsÃ¤chlich am 28. Dezember 2017 ergangenen

Bescheid teilte die Beklagte das Ergebnis ihrer PrÃ¼fung des versicherungsrechtlichen Status

in der TÃ¤tigkeit als Kundenberater/mitarbeitender Gesellschafter bei der UG im Zeitraum vom

10. MÃ¤rz 2017 bis 13. Juli 2017 mit und fÃ¼hrte aus, dass diese im Rahmen eines

abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses ausgeÃ¼bt werde. Es bestehe

Versicherungspflicht in der Rentenversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung.

Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, dass bei einem mitarbeitenden Gesellschafter eine

abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung nicht vorliege, wenn dieser persÃ¶nlich unbeschrÃ¤nkt fÃ¼r

Verbindlichkeiten der Gesellschaft hafte, nur nach dem Gesellschaftsvertrag zur Mitarbeit

berechtigt und verpflichtet sei, fÃ¼r seine Mitarbeit nur einen hÃ¶heren Gewinnanteil bzw. eine

von Gewinn und Verlust der Gesellschaft abhÃ¤ngige VergÃ¼tung erhalte oder die Geschicke

der Gesellschaft nach dem Gesellschaftsvertrag maÃŸgeblich beeinflussen kÃ¶nne. Bei der

Beurteilung einer UG ergÃ¤ben sich gegenÃ¼ber einer GmbH keine abweichenden

Besonderheiten. FÃ¼r ein abhÃ¤ngiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis fÃ¼hrte die Beklagte an,
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dass in der AusÃ¼bung der TÃ¤tigkeit kein unternehmerisches Risiko bestehe, Weisungen

seitens der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung nicht verhindert werden kÃ¶nnten, Zeit und Ort der TÃ¤tigkeit

sich aus dem Ã¼bernommenen Auftrag ergÃ¤ben, im Rahmen der ProjekttÃ¤tigkeit eine

Eingliederung in die Ablauforganisation des Projektes erfolge und Arbeitsstellen und Ergebnisse

in regelmÃ¤ÃŸigen AbstÃ¤nden der Gesellschaft mitzuteilen seien. Zudem erfolge die Kontrolle

der TÃ¤tigkeit durch ein Vieraugenprinzip. Bei grÃ¶ÃŸeren Projekten erfolge die

Projektbetreuung zusÃ¤tzlich durch einen Supervisor. Der KlÃ¤ger sei verpflichtet, seine

Arbeitszeit und Ergebnisse in einer angemessenen Weise zu dokumentieren. Er sei

Minderheitsgesellschafter und auch wenn BeschlÃ¼sse der Gesellschafterversammlung

einstimmig gefasst wÃ¼rden und BeschlÃ¼sse verhindert werden kÃ¶nnten, kÃ¶nne er weder

den GeschÃ¤ftsbetrieb mitbestimmen noch einen maÃŸgebenden gestalterischen Einfluss auf

die Gesellschaft nehmen, da er nicht zum GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer berufen worden sei. FÃ¼r eine

SelbststÃ¤ndigkeit sprÃ¤che, dass auÃŸerhalb der AuftrÃ¤ge der Auftraggeber nicht einseitig

im Wege des Direktionsrechts Ã¼ber die Arbeitskraft des Auftragnehmers verfÃ¼gen kÃ¶nne.

Nach GesamtwÃ¼rdigung gelangte die Beklagte zu dem Ergebnis, dass ein abhÃ¤ngiges

BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis vorliege.

Â 

Mit einem vom KlÃ¤ger persÃ¶nlich unterschriebenen Schreiben, das den

ProzessbevollmÃ¤chtigten als Absender nennt, wurde ausdrÃ¼cklich Widerspruch gegen einen

Bescheid vom 29. November 2017 eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung wurde ausgefÃ¼hrt, dass der

KlÃ¤ger in der Gesellschaft weder tatsÃ¤chlich noch rechtlich zu irgendeinem Verhalten

verpflichtet werden kÃ¶nne. Die Beklagte Ã¼bersehe, dass die konkret dargestellte LÃ¶sung

der Zusammenarbeit im vollen EinverstÃ¤ndnis des KlÃ¤gers erfolgt sei. Soweit ein

Gesellschafter einen Beschluss der Gesellschafterversammlung wÃ¼nsche, wÃ¼rde dieser im

Verfahren der Einwand-Integration â€“ auch Konsent-Verfahren genannt â€“ erfolgen. Es

bestehe durchaus ein Unternehmerrisiko. Der KlÃ¤ger habe keinerlei Gewissheit, welche

Einnahmen er im Rahmen seiner TÃ¤tigkeit erzielen werde. Wegen der weiteren Einzelheiten

wird auf das Schreiben Bezug genommen. Im Rahmen einer anwaltlichen

WiderspruchsbegrÃ¼ndung wurde der angegriffene Bescheid zutreffend als derjenige vom 28.

Dezember 2017 bezeichnet.

Â 

Mit Widerspruchsbescheid vom 23. Mai 2018 wies die Beklagte den Widerspruch als

unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung verwies sie weiterhin maÃŸgeblich auf die

gesellschaftsrechtliche Stellung des KlÃ¤gers. Auch ein mitarbeitender Gesellschafter einer

GmbH mit SperrminoritÃ¤t, der nicht zum GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bestellt sei, habe keinen

maÃŸgebenden Einfluss auf die Geschicke der Gesellschaft, das ein

BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis von vornherein ausschlÃ¶sse (Bezugnahme auf BSG, Urteil vom 5.
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Februar 1998 â€“ B 11 AL 71/97 R). Der KlÃ¤ger halte nur 11,11 % der Anteile am

Stammkapital. Trotz weitgehender Gestaltungsfreiheit der TÃ¤tigkeit hinsichtlich der Arbeitszeit,

des Ortes und der AusÃ¼bung der TÃ¤tigkeit, bliebe die Arbeitsleistung fremdbestimmt, da

eine Eingliederung in eine vorgegebene Ordnung gegeben sei. 

Â 

Mit seiner am 19. Juni 2018 bei dem Sozialgericht Berlin eingegangenen Klage hat der KlÃ¤ger

sein Begehren weiter verfolgt. Er hat seine im Verwaltungs- und Widerspruchsverfahrens

dargelegte Rechtsauffassung wiederholt und vertieft. ErgÃ¤nzend hat er darauf hingewiesen,

dass zwischenzeitlich der Gesellschaftsvertrag der Beigeladenen zu 1 dahingehend gefasst

worden sei, dass nach Â§ 5 Abs. 4 gegenÃ¼ber den in der Gesellschaft mitarbeitenden

Gesellschaftern die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung kein Weisungsrecht habe. Er hat insoweit die

Neufassung des Gesellschaftsvertrages, die am 15. Juni 2018 notariell beurkundet worden ist,

vorgelegt. Er hat im erstinstanzlichen Verfahren zunÃ¤chst die Auffassung vertreten, dass der

Bescheid der Beklagten Dauerwirkung habe. Die BeschrÃ¤nkung auf den Zeitraum bis zu 13.

Juli 2017 sei nicht nachvollziehbar. Die (neue) Satzung sei aber auch deshalb in das Verfahren

miteinzubeziehen, da sie Indizwirkung fÃ¼r die tatsÃ¤chlichen UmstÃ¤nde der Gesellschaft

habe. Er sei im Ãœbrigen nicht verpflichtet, seine Arbeitsergebnisse gegenÃ¼ber der UG zu

dokumentieren, da er als Mitgesellschafter eigenstÃ¤ndig agieren kÃ¶nne. Dem gesunden

Menschenverstand nach praktiziere er natÃ¼rlich dennoch eine Dokumentation. Der

Gesellschafterbeschluss vom 29. November 2016 sei kein schuldrechtlicher

Stimmbindungsvertrag, sondern ein gesellschaftsrechtliches Institut (Verweis auf Â§ 48 GmbHG

). Dieser sei nicht ordentlich oder auÃŸerordentlich kÃ¼ndbar, sondern gemÃ¤ÃŸ der Satzung

nur mit 100 % der abgegebenen Stimmen Ã¤nderbar. D. h. weder der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer noch

ein Gesellschafter kÃ¶nnten das Weisungsrecht ohne die Zustimmung des KlÃ¤gers

wiederherstellen.

Â 

Die Beklagte hat unter anderem darauf hingewiesen, dass ein Gesellschafterbeschluss auch

ergehen kÃ¶nne, wenn mindestens 2/3 des Stammkapitals in der Gesellschafterversammlung

vertreten seien. Erforderlich seien 100 % der abgegebenen Stimmen, bei Abwesenheit des

KlÃ¤gers mit einem Anteil von 11,11 % kÃ¶nnten die anderen Gesellschafter BeschlÃ¼sse

ohne ihn fÃ¤llen. Der Beschluss vom 29. November 2016 sei nicht relevant, da er keine

SatzungsqualitÃ¤t habe.

Â 

Nach Beiladung der Beigeladenen zu 1 bis 3 hat das Sozialgericht mit Urteil vom 30. April 2019

den Bescheid der Beklagten vom 28. Dezember 2017 in der Gestalt des
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Widerspruchsbescheides vom 23. Mai 2018 geÃ¤ndert und festgestellt, dass der KlÃ¤ger in

seiner TÃ¤tigkeit als mitarbeitender Gesellschafter der Beigeladenen zu 1 im Zeitraum vom 10.

MÃ¤rz 2017 bis 13. Juli 2017 auch nicht der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung

nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung unterlegen habe. Zur BegrÃ¼ndung hat das

Sozialgericht ausgefÃ¼hrt, dass Gegenstand des Klageverfahrens allein der genannte

Zeitraum sei, denn nur Ã¼ber diesen habe die Beklagte eine statusrechtliche Entscheidung

getroffen. Zwar schlieÃŸe sich die Kammer der Rechtsauffassung des KlÃ¤gers an, wonach

sein Antrag auf Feststellung des sozialversicherungsrechtlichen Status als mitarbeitender

Gesellschafter gerichtet gewesen sei und somit eigentlich den gesamten Zeitraum seiner

TÃ¤tigkeit erfasst habe. Die Kammer sehe sich aber verfahrensrechtlich an einer Entscheidung

Ã¼ber die Zeit ab dem 14. Juli 2017 gehindert. Das Sozialgericht hat ferner unter Darlegung

der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts zur Beurteilung von geschÃ¤ftsfÃ¼hrenden

Gesellschaftern ausgefÃ¼hrt, dass anders als bei einem zum GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bestimmten

Gesellschafter bei mitarbeitenden Gesellschafter eine SperrminoritÃ¤t nicht ausreiche, um eine

abhÃ¤ngige TÃ¤tigkeit auszuschlieÃŸen. Vielmehr mÃ¼sse ein beherrschender Einfluss auf

die Gesellschafterversammlung bestehen, um von einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit ausgehen

zu kÃ¶nnen. Sei der Gesellschafter, ohne zum GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bestellt zu sein, bei der

Gesellschaft angestellt (mitarbeitender bzw. angestellter Gesellschafter), besitze er allein

aufgrund seiner gesetzlichen Gesellschafterrechte (auch wenn er Ã¼ber die HÃ¤lfte des

Stammkapitals verfÃ¼ge) nicht die Rechtsmacht, seine Weisungsgebundenheit als Angestellter

der Gesellschaft aufzuheben oder abzuschwÃ¤chen. Vorbehaltlich anderweitiger Bestimmung

im Gesellschaftsvertrag seien die Dienstaufsicht und das Weisungsrecht Ã¼ber die

Angestellten der GmbH nÃ¤mlich Sache der laufenden GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung, nicht der

Gesellschafterversammlung (Bezugnahme auf BSG, Urteil vom 17. Mai 2001 â€“ B 12 KR

34/00R). Im Ãœbrigen bleibe es â€“ wie beim Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer â€“ aber

dabei, dass ein maÃŸgeblicher rechtlicher oder auch nur tatsÃ¤chlicher Einfluss auf die

Willensbildung der Gesellschaft aufgrund der Gesellschafterstellung ein abhÃ¤ngiges

BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis ausschlieÃŸe, wenn der mitarbeitende bzw. angestellte

Gesellschafter damit Einzelweisungen im Bedarfsfall jederzeit verhindern kÃ¶nne (Bezugnahme

auf LSG Baden-WÃ¼rttemberg, L 5 KR 5179/08). Der KlÃ¤ger sei und war auch nicht zum

GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der Beigeladenen zu 1 bestellt gewesen. Die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der

Beigeladenen zu 1 seien aber auch schon vor der SatzungsÃ¤nderung am 15. Juni 2018

rechtlich und tatsÃ¤chlich nicht in der Lage gewesen, ihm im Rahmen der laufenden

GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung Weisung zu erteilen. Die EinschrÃ¤nkung des Weisungsrecht ergebe sich

aus dem Gesellschafterbeschluss vom 29. November 2016, in dem es ausdrÃ¼cklich heiÃŸe,

das in der Gesellschaft mitarbeitende Gesellschafter dem oder den GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern nicht

weisungsunterworfen sind. Dieser Beschluss hÃ¤tte gegen den Willen des KlÃ¤gers auch nicht

aufgehoben oder geÃ¤ndert werden kÃ¶nnen, denn gemÃ¤ÃŸ Â§ 6 Abs. 3 der Satzung der

Beigeladenen zu 1 kÃ¶nnten GesellschafterbeschlÃ¼sse nur mit 100 % der in der

Gesellschafterversammlung abgegebenen Stimmen gefasst werden. Der Beklagten sei
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zuzugeben, dass der Inhalt des Beschlusses vom 29. November 2016 erst seit der

SatzungsÃ¤nderung vom 15. Juni 2018 Bestandteil der Satzung der Beigeladenen zu 1 sei.

Nach der Rechtsprechung des BSG kÃ¶nnten sozialversicherungsrechtlich bedeutsam

grundsÃ¤tzlich nur die im Gesellschaftsvertrag selbst eingerÃ¤umten Minderheitenrechte sein.

Die Anforderungen an die Aufhebung gesellschaftsvertraglicher Regelung seien nÃ¤mlich

ungleich hÃ¶her als bei einer bloÃŸen einfachen KÃ¼ndigungsmÃ¶glichkeit aus wichtigem

Grund etwa beim Stimmbindungsvertrag: Der Beschluss Ã¼ber eine Ã„nderung des

Gesellschaftsvertrags mÃ¼sse nach Â§ 53 Abs. 2 GmbHG notariell beurkundet werden und

bedÃ¼rfe einer Mehrheit von Â¾ der abgegebenen Stimmen. Wer als

Minderheitsgesellschafter Ã¼ber eine solche ihm im Gesellschaftsvertrag eingerÃ¤umte

SperrminoritÃ¤t verfÃ¼ge, kÃ¶nne sich deshalb im Konfliktfall gegen eine Entziehung seiner

SperrminoritÃ¤t wehren und diese nicht â€“ insbesondere nicht anlassbezogen â€“ allein schon

durch die AusÃ¼bung eines fremden KÃ¼ndigungsrechts wieder verlieren. Hinzu komme, dass

der Gesellschaftsvertrag und die spÃ¤tere Ã„nderung zur Eintragung in das Handelsregister

anzumelden seien (Â§Â§ 8, 54 GmbHG). Nur im Gesellschaftsvertrag selbst vereinbarte

Minderheitenrechte kÃ¶nnten deshalb fÃ¼r die sozialversicherungsrechtlicheÂ  Beurteilung des

Gesamtbildes ihrer TÃ¤tigkeit verlÃ¤sslich bedeutsam sein, soweit daraus eine

SelbststÃ¤ndigkeit hergeleitet werden solle (Bezugnahme auf BSG, Urteil vom 11. November

2015, B 12 KR 10/14). Im vorliegenden Fall bestehe aber die Besonderheit, dass die

Weisungsfreiheit des KlÃ¤gers nur durch einen weiteren Gesellschafterbeschluss hÃ¤tte

aufgehoben werden kÃ¶nnen, fÃ¼r den nicht nur eine Dreiviertelmehrheit, sondern sogar

Einstimmigkeit erforderlich gewesen wÃ¤re. Dieser hÃ¤tte zwar nicht der Eintragung ins

Handelsregister bedurft, aber hÃ¤tte nicht gegen den Willen des KlÃ¤gers gefasst werden

kÃ¶nnen. Damit hÃ¤tte ihm die Weisungsfreiheit nicht gleichsam durch einseitige Entscheidung

entzogen werden kÃ¶nnen. Aus Sicht der Kammer genÃ¼ge dies, um dieser Weisungsfreiheit

in Verbindung mit den in der Satzung vorgesehene Minderheitsrechte des KlÃ¤gers auch

sozialversicherungsrechtliche Bedeutung beizumessen. Auch im Ãœbrigen sei die Kammer zu

der Auffassung gelangt, dass im vorliegenden Fall die fÃ¼r eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit

sprechenden UmstÃ¤nde Ã¼berwÃ¶gen.

Â 

Gegen das ihr am 7. Mai 2019 gegen Empfangsbekenntnis zugestellte Urteil wendet sich die

Beklagte mit der am 23. Mai 2019 bei dem Landessozialgericht eingegangenen Berufung. Sie

wiederholt und vertieft ihre erstinstanzlich vertretene Auffassung. Nur mitarbeitende

Mehrheitsgesellschafter seien in der Lage, Einzelanweisungen der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung im

Bedarfsfall jederzeit zu verhindern. Das BSG habe seine bisherige Rechtsprechung des zur

gesellschaftsvertraglichen Rechtsmacht in seinen Urteilen vom 14. MÃ¤rz 2018 (B 12 KR 13/17

R und B 12 R 5/16 R) erneut ausdrÃ¼cklich bekrÃ¤ftigt. Eine wirksame SatzungsÃ¤nderung sei

erst mit Handelsregistereintragung am 21. Juni 2018 erfolgt.
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Â 

Die Beklagte beantragt,

Â 

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 30. April 2019 aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt,

Â 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Er ist der Auffassung, die von der Beklagten angefÃ¼hrten Entscheidungen des BSG

entsprÃ¤chen sÃ¤mtlichst nicht dem zu entscheidenden Sachverhalt. Im vorliegenden Fall sei

die Rechtsfrage zu klÃ¤ren, ob ein gesellschaftsrechtlich wirksamer Beschluss, nach welchem

es der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung untersagt sei, den mitarbeitenden Gesellschaftern Weisung zu

erteilen, genÃ¼ge, oder dies in der Satzung hÃ¤tte festgeschrieben werden mÃ¼ssen. Ferner

wirft er die Frage auf, ob die spÃ¤tere Satzungsregelung Indizwirkung fÃ¼r frÃ¼here

Zeitpunkte hÃ¤tte, und ob es Bedeutung habe, dass der Gesellschafterbeschluss nicht im

Rahmen einer BetriebsprÃ¼fung nachgereicht worden sei, sondern bereits im Rahmen des

StatusprÃ¼fungsverfahrens. SchlieÃŸlich sei zu klÃ¤ren, ob die Annahme haltbar sei, dass

fÃ¼r die SelbststÃ¤ndigkeit in einer Gesellschaft immer ein HierarchieverhÃ¤ltnis im Sinne

eines Weisungsrechtes der selbststÃ¤ndigen Person notwendig sei. Zudem stelle sich die

Frage, ob es Ã¼berhaupt sachgerecht sei, auf das Mehrheits- oder MinderheitsverhÃ¤ltnis in

der Gesellschafterversammlung abzustellen, wenn bereits nach den allgemeinen Kriterien des

Â§Â§ 7 SGB IV aufgrund der tatsÃ¤chlichen UmstÃ¤nde eine Sozialversicherungspflicht nicht

anzunehmen seien.

Â 

Die Beigeladenen stellen keine AntrÃ¤ge.

Â 

Der Senat hat nach BegrÃ¼ndung seiner ZustÃ¤ndigkeit am 1. Januar 2020 fÃ¼r den

Rechtsstreit durch den Berichterstatter am 8. Dezember 2020 einen ErÃ¶rterungstermin

durchgefÃ¼hrt und den KlÃ¤ger sowie den GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern der Beigeladenen zu 1
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persÃ¶nlich angehÃ¶rt. 

Eine mÃ¼ndliche Verhandlung am 29. Oktober 2021, in der sich der KlÃ¤ger, die Beklagte und

die Beigeladene zu 1 mit einer schriftlichen Entscheidung einverstanden erklÃ¤rt haben, hat der

Senat vertagt. Mit SchriftsÃ¤tzen vom 16. Dezember 2021 bzw. 29. Dezember 2021 haben die

Beigeladenen zu 2 und 3 ebenfalls ihr EinverstÃ¤ndnis mit einer Entscheidung des Senats ohne

mÃ¼ndliche Verhandlung erklÃ¤rt. 

Â 

Nach VerÃ¶ffentlichung der vollstÃ¤ndigen UrteilsgrÃ¼nde in der Rechtssache des BSG mit

dem Aktenzeichen B 12 R 8/19 R hat der KlÃ¤ger ergÃ¤nzend rechtlich Stellung genommen

und auf die nach seiner Ansicht unterschiedlichen Sachverhaltskonstellationen hingewiesen.Â  

Â 

Die Verwaltungsakte der Beklagten sowie die Gerichtsakte, auf die wegen der weiteren

Einzelheiten Bezug genommen wird, haben vorgelegen und sind Gegenstand der

Entscheidungsfindung gewesen.

Â 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Â 

Die zulÃ¤ssige Berufung, Ã¼ber die der Senat in allseitigem EinverstÃ¤ndnis ohne

mÃ¼ndliche Verhandlung entscheiden konnte, hat in der Sache keinen Erfolg. 

Â 

Das Sozialgericht hat zutreffend entschieden, dass der KlÃ¤ger in seiner TÃ¤tigkeit fÃ¼r die

Beigeladene zu 1 im zu beurteilenden Zeitraum vom 10. MÃ¤rz 2017 bis 13. Juli 2017 mangels

abhÃ¤ngiger BeschÃ¤ftigung nicht versicherungspflichtig in der gesetzlichen

Rentenversicherung und nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung gewesen ist.

Â 

Der mit dem angefochtenen Bescheid der Beklagten festgestellten Versicherungspflicht der

TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers fÃ¼r die Beigeladene zu 1 in der gesetzlichen Rentenversicherung und
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nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung unterliegen gemÃ¤ÃŸ Â§ 1 Nr. 1 Sozialgesetzbuch

Sechstes Buch â€“ Gesetzliche Rentenversicherung â€“ (SGB VI) bzw. Â§ 25 Abs. 1 Satz 1

Sozialgesetzbuch Drittes Buch â€“ ArbeitsfÃ¶rderung â€“ (SGB III) Personen, die gegen

Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigt sind. Nicht versicherungspflichtig in beiden Zweigen der

Sozialversicherung wÃ¤re hingegen eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit, vorbehaltlich einer

Versicherungspflicht fÃ¼r SelbststÃ¤ndige nach dem SGB VI, die indes nicht von der Beklagten

im Verfahren nach Â§ 7a SGB IV festzustellen ist.

Â 

Die fÃ¼r den Eintritt von Versicherungspflicht festzustellende BeschÃ¤ftigung wird in Â§ 7 Abs.

1 SGB IV definiert. BeschÃ¤ftigung ist danach die nichtselbstÃ¤ndige Arbeit, insbesondere in

einem ArbeitsverhÃ¤ltnis. Anhaltspunkte fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung sind nach Â§ 7 Abs. 1 Satz

2 SGB IV eine TÃ¤tigkeit nach Weisungen und eine Eingliederung in die Arbeitsorganisation

des Weisungsgebers.Â  Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts, die

der Senat seiner Entscheidung zugrunde legt, setzt das Vorliegen einer abhÃ¤ngigen

BeschÃ¤ftigung voraus, dass der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber persÃ¶nlich abhÃ¤ngig ist. Bei

einer BeschÃ¤ftigung in einem fremden Betrieb ist dies der Fall, wenn der oder die

BeschÃ¤ftigte in den Betrieb eingegliedert ist und dabei einem nach Zeit, Dauer, Ort und Art der

AusfÃ¼hrung umfassenden Weisungsrecht des Arbeitgebers unterliegt. Diese

Weisungsgebundenheit kann â€“ vornehmlich bei Diensten hÃ¶herer Art â€“ eingeschrÃ¤nkt

und zur â€žfunktionsgerecht dienenden Teilhabe am Arbeitsprozessâ€œ verfeinert sein.

DemgegenÃ¼ber ist eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit vornehmlich durch das eigene

Unternehmerrisiko, das Vorhandensein einer eigenen BetriebsstÃ¤tte, die

VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber die eigene Arbeitskraft und die im Wesentlichen frei

gestaltete TÃ¤tigkeit und Arbeitszeit gekennzeichnet. Ob jemand beschÃ¤ftigt oder

selbstÃ¤ndig tÃ¤tig ist, richtet sich danach, welche UmstÃ¤nde das Gesamtbild der

Arbeitsleistung prÃ¤gen und hÃ¤ngt davon ab, welche Merkmale nach einer Gesamtschau

Ã¼berwiegen (st. Rspr; vgl. BSG, Urteil vom 4. Juli 2019 â€“ Az.: B 12 R 2/18 R â€“ Rn. 13 bei

juris m.w.N.; zur VerfassungsmÃ¤ÃŸigkeit der Abgrenzung zwischen BeschÃ¤ftigung und

selbstÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit vgl. Bundesverfassungsgericht [BVerfG], Kammerbeschluss vom 20.

Mai 1996 â€“ Az.: 1 BvR 21/96 â€“ Rn. 7 bei juris). Die Zuordnung einer TÃ¤tigkeit nach deren

Gesamtbild zum rechtlichen Typus der BeschÃ¤ftigung oder selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit setzt

voraus, dass alle nach Lage des Einzelfalls als Indizien in Betracht kommenden UmstÃ¤nde

festgestellt, in ihrer Tragweite zutreffend erkannt und gewichtet, in die Gesamtschau mit diesem

Gewicht eingestellt und nachvollziehbar, d.h. den Gesetzen der Logik entsprechend und

widerspruchsfrei gegeneinander abgewogen werden (vgl. BSG, Urteil vom 23. Mai 2017 â€“

Az.: B 12 KR 9/16 R â€“ Rn. 24 bei juris).

Â 
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Diese allgemeinen Anforderungen geltend auch fÃ¼r die Beurteilung von in einer GmbH

mitarbeitenden Gesellschafter. FÃ¼r die zum GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer einer GmbH bestellten

Mitgesellschafter geht das BSG in stÃ¤ndiger Rechtsprechung davon aus, dass die

gesellschaftsrechtlich zwingend gegebene Weisungsbefugnis der Gesellschafterversammlung

gegenÃ¼ber dem GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer (Â§ 37 GmbHG) nur dann nicht besteht, wenn der

Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer die Mehrheit der Gesellschaftsanteile und daher der

Stimmrechte in der Gesellschafterversammlung hÃ¤lt. Er ist jedoch auch dann nicht als

weisungsgebunden anzusehen, wenn ihm nach den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages

auch eine Minderheitsbeteiligung eine umfassende (â€žechteâ€œ oder â€žqualifizierteâ€œ)

SperrminoritÃ¤t einrÃ¤umt. Nur in diesen FÃ¤llen ist der Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer in

der Lage, Weisungen der Gesellschafterversammlung an ihn in seiner Organstellung als

GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer umfassend zu verhindern. Eine â€žunechteâ€œ auf bestimmte

GegenstÃ¤nde begrenzte SperrminoritÃ¤t reicht hingegen nicht aus, um die entsprechende

Rechtsmacht zu vermitteln (BSG, Urteil vom 14. MÃ¤rz 2018 â€“ Az.:Â  B 12 KR 13/17 R â€“

Rn. 21 bei juris mit eingehenden Nachweisen aus der Rechtsprechung).

Â 

GegenÃ¼ber den fÃ¼r die Gesellschaft tÃ¤tigen Mitgesellschaftern, die nicht zum

GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bestellt sind, besteht hingegen grundsÃ¤tzlich ein Weisungsrecht des

GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers, weil diesem â€“ vorbehaltlich abweichender Bestimmungen im

Gesellschaftsvertrag â€“ die Dienstaufsicht und das Weisungsrecht Ã¼ber die Angestellten der

Gesellschaft als laufende Angelegenheiten der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung zusteht (BSG, Urteil vom

19. August 2015 â€“ Az.: B 12 KR 9/14 R â€“ Rn. 28 bei juris; Urteil vom 25. Januar 2006 â€“

Az.: B 12 KR 30/04 R â€“ Rn. 23 bei juris; Urteil vom 23. Juni 1994 â€“ Az.: 12 RK 72/92 â€“

Rn. 15 bei juris m.w.N.). Die fÃ¼r eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit notwendige Rechtsmacht zur

Lenkung der Geschicke der Gesellschaft oder zumindest zur Verhinderung nicht genehmer

Weisungen, muss nach der Rechtsprechung des BSG, der der Senat folgt, â€“ nach Aufgabe

der Kopf- und Seele-Rechtsprechung (BSG, Urteile vom 29. Juli 2015 â€“ Az.: B 12 KR 23/13 R

und B 12 R 1/15 R â€“ juris) â€“ ebenso wie beim Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer

gesellschaftsrechtlich eingerÃ¤umt sein. Eine SperrminoritÃ¤t, die nur die Verhinderung von

BeschlÃ¼ssen in der Gesellschafterversammlung erlaubt, vermittelt diese Rechtsmacht nicht

(BSG, Urteil vom 19. August 2015 â€“ Az.: B 12 KR 9/14 R â€“ Rn. 28 bei juris).Â  Die

ZustÃ¤ndigkeit des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers fÃ¼r die Dienstaufsicht mangels anderweitiger

Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags schlieÃŸt hingegen nicht aus, dass die

Gesellschafterversammlung diese Aufgabe allgemein oder im Einzelfall an sich zieht. Im Urteil

vom 23. Juni 1994 (Az.: 12 RK 72/92 â€“ Rn. 15 bei juris) hat das BSG sich insoweit

ausdrÃ¼cklich auf das Fehlen entsprechender Feststellungen zu solchen BeschlÃ¼ssen durch

das LSG gestÃ¼tzt und ausgefÃ¼hrt, dass fÃ¼r die Ãœbertragung des arbeitsrechtlichen

Weisungsrechtes auf die Gesellschafterversammlung ein Mehrheitsbeschluss erforderlich
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wÃ¤re (den die dortige KlÃ¤gerin nicht herbeifÃ¼hren konnte). 

Â 

Nach der Konzeption des GmbH-Rechts sind die Gesellschafter in ihrer Gesamtheit

grundsÃ¤tzlich allzustÃ¤ndig und kÃ¶nnen jede GeschÃ¤ftsfÃ¼hrungsmaÃŸnahme, soweit

zwingende Vorschriften nicht entgegenstehen, an sich ziehen (Bayer in: Lutter/Hommelhoff,

GmbHG, 20. Auflage, 2020, Rn. 1 zu Â§ 46). Damit korrespondiert das uneingeschrÃ¤nkte

Weisungsrecht nach Â§ 37 GmbHG (Bayer aaO.), dessen Umfang die Gesellschafter nach

Belieben bestimmen kÃ¶nnen (Kleindiek in Lutter/Hommelhoff, GmbHG, 20. Auflage, 2020, Rn.

18 zu Â§ 37). Die Grenze der Weisungsbefugnis beginnt erst dort, wo die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer

die im Allgemein- und vor allem im GlÃ¤ubigerinteresse bestehenden Gesetzespflichten zu

erfÃ¼llen haben, in erster Linie also die Pflichten zur Kapitalerhaltung (Â§ 43 Abs. 2 und 3,

Â§Â§ 30, 31 GmbHG) und zur rechtzeitigen Stellung des Insolvenzantrags nach Â§ 15a InsO

(Altmeppen in Roth/Altmeppen, GmbHG, 9. Auflage, 2019, Rn. 9 zu Â§ 37). Dass die

fiskalischen Interessen der Gesellschaft berÃ¼hrt sind, reicht fÃ¼r eine Begrenzung des

Weisungsrechtes nicht aus, denn die GmbH ist zwar eine eigenstÃ¤ndige juristische Person,

fÃ¼hrt jedoch kein vom Willen der Gesellschafter unabhÃ¤ngiges Eigenleben (OLG Frankfurt

a.M., Urteil vom 7. Februar 1997 â€“ Az.:Â  24 U 88/95). Dementsprechend hat der BGH

formuliert, dass dem GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer einer GmbH die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrungsbefugnis â€“

vorbehaltlich gesetzlicher Pflichten â€“ nur dann und nur insoweit zukomme, als die

Gesellschafterversammlung von ihrer GeschÃ¤ftsfÃ¼hrungskompetenz weder durch die

Regelung im Gesellschaftsvertrag noch durch Beschlussweisung Gebrauch gemacht hat (BGH,

Urteil vom 8. Januar 2019 â€“ Az.: II ZR 364/18 â€“ Rn. 37 bei juris mit umfassenden

Nachweisen aus dem Schrifttum).

Â 

Das BSG hat jedoch in einem Fall eines Gesellschafterbeschlusses in einer Muttergesellschaft

zur Unterlassung von Weisungen an den GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer einer Tochtergesellschaft

ausgefÃ¼hrt, dass sowohl eine BeschrÃ¤nkung des Weisungsrechtes der

Gesellschafterversammlung gegenÃ¼ber dem klagenden GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer als auch eine

allgemeine Weisung der Gesellschafterversammlung der Muttergesellschaft an ihre

GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer, bestimmte MaÃŸnahmen zu ergreifen oder zu unterlassen, wegen der

Ãœbertragung von Organbefugnissen von der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung auf die

Gesellschafterversammlung der Ã„nderung des Gesellschaftsvertrages und daher nach Â§ 53

Abs. 2 GmbHG der notariellen Beurkundung bedÃ¼rfen (Urteil vom 23. Februar 2021 â€“ Az.:

B 12 R 18/18 Rn. 22 in juris).

Â 

Diese Rechtsprechung hat es mit Urteil vom 29. Juni 2021 (Az. B 12 R 8/19 R) bekrÃ¤ftigt (dort
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Rn. 16). Insoweit geht das BSG in FortfÃ¼hrung seiner Rechtsprechung weiterhin davon aus,

dass ein entsprechender Beschluss der Form einer SatzungsÃ¤nderung bedarf. Der

Rechtsprechung zur Relevanz gesellschaftsrechtlicher BeschrÃ¤nkungen liegt letztlich der

Grundsatz der Vorhersehbarkeit sozialversicherungs- und beitragsrechtlicher TatbestÃ¤nde zu

Grunde, die das Recht der Pflichtversicherung in der Sozialversicherung prÃ¤gt und sich von

Wertungen des Gesellschaftsrechts unterscheidet (BSG, Urteile vom 11. November 2015 â€“

Az.: B 12 R 2/14 â€“ Rn. 39 bei juris â€“ und Az.: B 12 KR 14/14 Rn. 27 bei juris).

Â 

Der notariellen Beurkundung einer SatzungsÃ¤nderung bedarf jedoch auch nach dieser

Rechtsprechung des BSG ein Gesellschafterbeschluss nicht, der nur bereits im

Gesellschaftsvertrag getroffene Regelungen zu den Weisungsbefugnissen konkretisiert. Davon

geht das BSG ersichtlich aus, wenn es etwa die Reichweite einer Regelung des

Gesellschaftsvertrages zur Festlegung eines Katalogs zustimmungsbedÃ¼rftiger GeschÃ¤fte

des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers prÃ¼ft (vgl. BSG, Urteil vom 29. Juni 2021 â€“ Az.: B 12 KR 12 R

8/19 R â€“ Rn. 15 am Ende zu der Alternative zur Ã„nderung des Gesellschaftsvertrages sowie

Rn. 17).

Â 

Diese Rechtsprechung des BSG legt der Senat insgesamt zu Grunde. MaÃŸgeblich ist daher

im Einzelfall die Reichweite einer entsprechenden Regelung im Gesellschaftsvertrag und ob ein

Beschluss der Gesellschafterversammlung entsprechend auszulegen ist.

Â 

In Anwendung dieser GrundsÃ¤tze liegt bei dem KlÃ¤ger nach dem maÃŸgeblichen

Gesamtbild eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit auch in den Verrichtungen fÃ¼r die Beigeladene zu

1 im streitigen Zeitraum vor. Dabei sind folgende Gesichtspunkte zu berÃ¼cksichtigen:

Â 

1. Der KlÃ¤ger war im streitigen Zeitraum im Rahmen der TÃ¤tigkeit fÃ¼r die Beigeladene zu 1

in einem fÃ¼r ihn fremden Betrieb tÃ¤tig. UnternehmenstrÃ¤gerin war die Beigeladene zu 1 als

juristische Person, die insoweit gesellschafts- und sozialversicherungsrechtlich nicht

personenidentisch mit den Gesellschaftern ist (vgl. etwa BSG, Urteil vom 24. November 2005

â€“ Az.: B 12 RA 1/04 R â€“ Rn. 16ff. bei juris).

Â 

2. Er unterlag insoweit nach den dargestellten MaÃŸstÃ¤ben jedenfalls kraft
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gesellschaftsrechtlicher Regelung nicht einer Weisungsbefugnis der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer.

Â 

Der am 29. November 2016 einstimmig gefasste Beschluss der Gesellschafterversammlung

stellt jedoch zunÃ¤chst keine (nach der Rechtsprechung des BSG grundsÃ¤tzlich erforderliche)

formwirksame Ã„nderung des Gesellschaftsvertrages dar. Er wurde weder notariell beurkundet,

noch wurde eine entsprechende Ã„nderung vor Ende des hier streitigen Zeitraums in das

Handelsregister eingetragen.

Â 

Der Beschluss vom 29. November 2016 ist jedoch dahingehend auszulegen, dass die

Gesellschafter die ZustimmungsbedÃ¼rftigkeit von Weisungen der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer

gegenÃ¼ber den mitarbeitenden Gesellschaftern in Konkretisierung der Bestimmung des Â§ 5

Abs. 3 des Gesellschaftsvertrages angeordnet haben.

Â 

Die Gesellschaftsversammlung war â€“ anders als in dem Verfahren B 12 R 8/19 R â€“ nach

der klaren Bestimmung des Â§ 5 Abs. 3 Satz 1 des Gesellschaftsvertrages befugt, ohne

BeschrÃ¤nkung etwa auf wesentliche oder grundsÃ¤tzliche GeschÃ¤fte eine solche

ZustimmungsbedÃ¼rftigkeit fÃ¼r einen Katalog von GeschÃ¤ften anzuordnen. Neben dem

klaren Wortlaut ergibt sich dies unter Beachtung des Grundsatzes der objektiven

Satzungsauslegung im Gesellschaftsrecht auch aus der Gesamtauslegung der Regelung, denn

nach Â§ 5 Abs. 3 Satz 2 des Gesellschaftsvertrages war nur die Befugnis zur Vertretung der

Gesellschaft gegenÃ¼ber Dritten die Ã¤uÃŸere Grenze der Befugnis aus Â§ 5 Abs. 3 Satz 1

des Gesellschaftsvertrages. Einer solchen Auslegung des Gesellschaftsvertrages stehen auch

â€“ wie aufgezeigt â€“ gesetzliche Vorgaben des Gesellschaftsrechts nicht entgegen. 

Â 

Der Beschluss vom 29. November 2016 ist auch dahingehend auszulegen, dass Weisungen

der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer gegenÃ¼ber den mitarbeitenden Gesellschaftern als

zustimmungsbedÃ¼rftige GeschÃ¤fte nach Â§ 5 Abs. 3 Satz 1 des Gesellschaftsvertrages

festgelegt werden sollte. Insoweit richtet sich die Auslegung von GesellschafterbeschlÃ¼ssen

nach den allgemeinen Regeln, d.h. Â§Â§ 133, 157 des BÃ¼rgerlichen Gesetzbuches (BGH,

Urteil vom 23. Januar 2018 â€“ Az.: II ZR 73/16 â€“ Rn. 20; Schmidt/Nachtwey, Becksches

Handbuch der GmbH, 6. Auflage, 2021, Rn. 163; Wicke in MÃ¼nchner Kommentar GmbHG

Rn. 105 zu Â§ 3). Die richterliche Auslegung darf dabei nicht zu einer unzulÃ¤ssigen

Erweiterung des Beschlussgegenstandes fÃ¼hren (BGH aaO. mit ausfÃ¼hrlichen

Nachweisen). ZulÃ¤ssig ist hingegen eine berichtigende Auslegung unter Heranziehung des
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tatsÃ¤chlichen Willens der Gesellschafter (Schmidt/Nachtwey aaO.). Dies gilt erst recht in

FÃ¤llen, in denen ein Beschluss in Allstimmigkeit (Einstimmigkeit bei Vertretensein aller

Gesellschaftsanteile) gefasst worden und allein das VerhÃ¤ltnis zwischen der Gesellschaft bzw.

deren Organen und den Gesellschaftern betroffen ist.Â  In der Rechtsprechung ist insoweit

auch anerkannt worden, dass selbst ein Beschluss zur AuflÃ¶sung der Gesellschaft nicht

ausdrÃ¼cklich gefasst werden muss, soweit nur der Wille zur HerbeifÃ¼hrung der

AuflÃ¶sungsfolge eindeutig erkennbar ist (vgl. BayObLG, Beschluss vom 2. November 1994

â€“ Az.: 3Z BR 152/94 zur gleichzeitigen KÃ¼ndigung einer Gesellschaft durch die

Gesellschafter statt Fassung eines AuflÃ¶sungsbeschlusses). 

Â 

Vorliegend bedarf der Beschluss vom 29. November 2016 bereits deshalb der Auslegung, weil

er nicht ausdrÃ¼cklich die Satzung Ã¤ndert, nicht als Weisung an die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer

formuliert ist und auch nicht ausdrÃ¼cklich ein ZustimmungsbedÃ¼rfnis anordnet. Zwar ist der

Beschluss nach seiner Formulierung rechtsgestaltend formuliert, soweit beschlossen wird, dass

die mitarbeitenden Gesellschafter den GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern nicht weisungsunterworfen sein

sollen. Damit tritt jedoch klar erkennbar der Wille der Gesellschafterversammlung zu Tage, die

allstimmig entschieden hat, dass Weisungen an die mitarbeitenden Gesellschafter nur nach

einer erneuten Befassung der Gesellschafterversammlung mÃ¶glich sein sollten. Dies

entspricht auch zur Ãœberzeugung des Senats dem tatsÃ¤chlichen Willen der Gesellschafter,

was sich bereits aus der Gesamtkonzeption ihrer Zusammenarbeit ergibt, der Weisungs- und

AutoritÃ¤tsverhÃ¤ltnisse fremd sind. BestÃ¤tigt wird dies durch die Darstellung sowohl des

KlÃ¤gers als auch des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers der Beigeladenen zu 1 in im Rahmen der

ErÃ¶rterung in den im Berufungsverfahren durchgefÃ¼hrten Terminen. Der Weg zur

Erreichung der Verwirklichung dieses im Beschluss manifestierten und tatsÃ¤chlich gegebenen

Willens aller Gesellschafter ist die Anordnung eines Zustimmungserfordernisses nach Â§ 5 Abs.

3 Satz 1 des Gesellschaftsvertrages. Vorliegend war der Wille gerade darauf gerichtet, jede

Form der Weisung ohne erneute Befassung der Gesellschafterversammlung zu verhindern.

Dabei ist es nicht erheblich, dass die Gesellschafter insoweit wohl davon ausgingen, die

Befassung habe in Form der Beseitigung des Beschlusses zu erfolgen. Weder im Beschluss

selbst noch im erkennbaren Willen der Gesellschafter findet sich ein Anhaltspunkt dafÃ¼r, dass

die Regelung auf bestimmte, etwa fÃ¼r die Gesellschaft besonders bedeutsame TÃ¤tigkeiten

der mitarbeitenden Gesellschafter beschrÃ¤nkt werden sollte. Dementsprechend ist der

Beschluss zur Ãœberzeugung des Senats auszulegen.

Â 

Ein VerstoÃŸ gegen zwingendes Recht durch den Beschluss â€“ so ausgelegt wie vom Senat

angenommen â€“ ist ebenfalls nicht ersichtlich. Insbesondere blieb es den GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern

unbenommen, den mitarbeitenden Gesellschaftern Handlungsvollmachten zu entziehen und so
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ggf. Rechte der Gesellschaft im AuÃŸenverhÃ¤ltnis zu schÃ¼tzen. Ein Widerruf der Vollmacht

fÃ¤llt nicht unter den Begriff der Weisung im Sinne des Gesellschafterbeschlusses. FÃ¼r die

Beurteilung der TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers im streitigen â€“ durch die Bescheidlage und den

Tenor der angefochtenen erstinstanzlichen Entscheidung begrenzten â€“ Zeitraum ist dies ohne

Belang, denn diese bestand nicht in der FÃ¼hrung der Gesellschaft, sondern in der Mitarbeit an

der Umsetzung zwei konkreter Projekte (insoweit ist die Sachlage mit der FÃ¼hrung des

Unternehmens- oder einem Teil als Gegenstand der TÃ¤tigkeit nicht vergleichbar wie sie etwa

Gegenstand des Urteils des BSG vom 29. August 2012 â€“ Az.: B 12 KR 25/10 R gewesen ist).

Â 

Der Beschluss war nach Ablauf der Frist von acht Wochen (Â§ 6 Abs. 8 des

Gesellschaftsvertrages) auch nicht mehr anfechtbar.

Â 

Die erforderliche Zustimmung der Gesellschafterversammlung zu Weisungen an den KlÃ¤ger

konnte nicht ohne seine Mitwirkung erfolgen, denn diesem war wegen des in Â§Â 6 Abs. 3 des

Gesellschaftsvertrags geregelten Einstimmigkeitprinzips eine echte SperrminoritÃ¤t

eingerÃ¤umt. Nichts anderes ergibt sich daraus, dass insoweit nur 100% der in der

Versammlung abgegebenen Stimmen erforderlich sind, denn jeder Gesellschafter hatte nach

Â§ 6 Abs. 5 des Gesellschaftsvertrages das Recht, sich auch von Personen auÃŸerhalb der

Gesellschaft, die den rechts- und steuerberatenden Berufen angehÃ¶ren, vertreten zu lassen.

FÃ¼r den KlÃ¤ger war bei ordnungsgemÃ¤ÃŸer Ladung zur Gesellschafterversammlung eine

AusÃ¼bung seiner Stimmrechte demnach sichergestellt.

Â 

Bei seiner Mitarbeit unterlag der KlÃ¤ger daher weder qualitativ noch quantitativ dem

Weisungsrecht der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer. Die damit verbundene Umsetzung der Notwendigkeit

von Einvernehmen ist eine unternehmensstrategische Entscheidung der

Gesellschafterversammlung, die auch dann ihre gesellschaftsrechtliche Bindungswirkung

(gegenÃ¼ber den GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern) nicht verlieren wÃ¼rde, wenn sie den fiskalischen

Interessen der Gesellschaft schaden wÃ¼rde. 

Â 

3. Der KlÃ¤ger wurde nicht aufgrund einer ausdrÃ¼cklichen schriftlichen Vereinbarung fÃ¼r die

Beigeladene zu 1 tÃ¤tig. Er erhielt fÃ¼r seine TÃ¤tigkeit kein festes Gehalt. Nach den internen

Vereinbarungen zur Gewinnverteilung, die im ErÃ¶rterungstermin am 8. Dezember 2020

nÃ¤her dargelegt worden sind, wurde von den Einnahmen der Beigeladenen zu 1 ein gewisser

Anteil fÃ¼r die Allgemeinkosten der Gesellschaft zurÃ¼ckgehalten und der projektbezogene

                            19 / 22

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20KR%2025/10%20R


 

Gewinn an die jeweils betreuenden Gesellschafter ausgezahlt. Ausweislich der vorgelegten

Rechnungen erfolgten die Auszahlungen aber fÃ¼r die konkrete Projektarbeit und nicht als

GewinnausschÃ¼ttung an die Gesellschafter. Die auf den Rechnungen genannten Stunden

entsprachen aber nicht dem tatsÃ¤chlichen Zeiteinsatz, sie wurden nur wegen der Ãœblichkeit

entsprechend gestalteter Rechnungen gewÃ¤hlt. Insoweit trug der KlÃ¤ger im InnenverhÃ¤ltnis

einen Teil des Unternehmerrisikos, weil seine VergÃ¼tung von der ErfÃ¼llung des Auftrags

durch die Beigeladene zu 1 gegenÃ¼ber den externen Auftraggebern abhing. Dieses Risiko

bezog sich maÃŸgeblich auf den mÃ¶glicherweise nicht gewinnbringen Einsatz der eigenen

Arbeitszeit. Dieser Gesichtspunkt spricht fÃ¼r eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit. 

Â 

4. Der KlÃ¤ger hat eigene Arbeitsmittel und Arbeitsmittel der Beigeladenen zu 1 eingesetzt. Er

selbst hat etwa seinen eigenen Computer benutzt, die Beigeladene zu 1 hat die

RÃ¤umlichkeiten und jedenfalls ein System zur Abrechnung zur VerfÃ¼gung gestellt. Zudem

wurden die Ã¼blichen Verbrauchsmaterialien zur VerfÃ¼gung gestellt. Soweit besondere

GerÃ¤te etc. fÃ¼r einzelne AuftrÃ¤ge erforderlich gewesen sind, schaffte diese die

Beigeladene zu 1 an. Bei Nichterstattung der Anschaffung durch den Auftraggeber wÃ¤ren die

entsprechenden Kosten nicht bei dem KlÃ¤ger in seiner Rolle als mitarbeitender Gesellschafter

angefallen. Insoweit trug der KlÃ¤ger einen Teil, aber nicht das volle Risiko materieller

Investitionen. Die eingesetzten eigenen Arbeitsmittel begrÃ¼nden insoweit kein relevantes

Unternehmerrisiko. 

Â 

5. Der KlÃ¤ger war zur Mitarbeit im Sinne der Ãœbernahme von neuen Projekten nicht

verpflichtet. Weder der Gesellschaftsvertrag noch eine sonstige Vereinbarung verpflichteten den

KlÃ¤ger, bestimmte AuftrÃ¤ge an die Beigeladene zu 1 heranzutragen. Die einzige

ausdrÃ¼ckliche Regelung im Gesellschaftsvertrag findet sich in der MÃ¶glichkeit des

Ausschlusses aus der UG nach einem Jahr unterlassener Mitarbeit.Â  Dem KlÃ¤ger, der

unstreitig auch auÃŸerhalb der UG im streitigen Zeitraum selbststÃ¤ndig tÃ¤tig gewesen ist,

stand es frei, einen Auftrag fÃ¼r sich oder die UG zu akquirieren. Hinsichtlich der beiden im

streitigen Zeitraum bereits begonnenen Projekte ist der Senat indes der Auffassung, dass die

Ãœbernahme der Projektbetreuung im Einzelfall auch eine schuldrechtliche Beziehung zur UG

auÃŸerhalb des Gesellschaftsvertrages begrÃ¼ndet hat, die etwa durch eine plÃ¶tzliche nicht

einvernehmliche Einstellung der Arbeit am Projekt verletzt worden wÃ¤re.

Â 

Angesichts des gesellschaftsrechtlich ausgeschlossenen Weisungsrechts kann dahinstehen, ob

nach dem von den Gesellschaftern allseitig Gewollten und dem freiwillig gewÃ¤hlten Modell der
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Zusammenarbeit Ã¼berhaupt Raum fÃ¼r die Annahme bleibt, dass solche konkludent

zustande gekommenen VertrÃ¤ge ein Weisungs- und Direktionsrecht der Gesellschaft

umfassten oder ob nicht vielmehr der einvernehmlich festgelegte Entscheidungsprozess

(Konsent-Prinzip) insoweit nicht auch Gegenstand solcher schuldrechtlicher

RechtsverhÃ¤ltnisse geworden ist. 

Â 

6. Eine Fortzahlung im Krankheitsfall â€“ auÃŸer fÃ¼r bereits geleistete Arbeiten â€“ war fÃ¼r

den KlÃ¤ger nicht vorgesehen und ist ausweislich der Angaben im ErÃ¶rterungstermin auch

nicht praktiziert worden. 

Â 

7. Auch wenn die Art der Bearbeitung der Projekte innerhalb der UG nach dem sogenannten

Konsent-Prinzip die Notwendigkeit hierarchischer Â Entscheidungsstrukturen im streitigen

Zeitraum entbehrlich gemacht hat, steht die Beachtung und Befolgung dieses

Entscheidungsprinzips, wonach einem Vorschlag gefolgt wird, soweit nicht von anderen

Beteiligten erhebliche EinwÃ¤nde vorgebracht werden, der Annahme einer Eingliederung in den

Betrieb der Beigeladenen zu 1 nicht entgegen. DafÃ¼r ist unbeachtlich, dass diese Art der

internen Willensbildung mit Zustimmung aller Gesellschafter freiwillig festgelegt worden ist. So

hat sich der KlÃ¤ger etwa auch bei der AusÃ¼bung der ihm erteilten AuÃŸenvollmacht diesem

Verfahren der vorherigen Willensbildung unterworfen und hÃ¤tte nicht gegen diese etwa

VertrÃ¤ge abgeschlossen.Â  Auch bei der Zusammenstellung der Teams zur AusfÃ¼hrung der

einzelnen AuftrÃ¤ge bestand eine Bindung an diese Form der Unternehmensentscheidung.

Dabei legt der Senat die von allen Gesellschaftern unterzeichnete ErklÃ¤rung gegenÃ¼ber der

Beklagten vom 24. Juli 2017 zugrunde, wonach es auch vorkommen konnte, dass das

ausfÃ¼hrende Team den Akquisiteur nicht an Bord nahm.Â  Auch wenn der KlÃ¤ger keine

rechtlich verbindlich geregelten Arbeitszeiten hatte, erfolgte eine Eingliederung auch in Form

der konsentierten Kernarbeitszeit von 10 bis 16 Uhr (Antwort Nr. 10 im genannten Schreiben).

Ebenfalls erfolgte eine Umsetzung des Vier-Augen-Prinzips, von dem der Senat nach den

Angaben zu Nr. 15 in der ErklÃ¤rung vom 24. Juli 2017 nicht feststellen kann, dass dieses nur

im Einzelfall freiwillig festgelegt wird. Vielmehr heiÃŸt es dort: â€žAuftrÃ¤ge von relevanter

GrÃ¶ÃŸe werden mindestens zu zwei erledigt.â€œ Dasselbe gilt fÃ¼r die Beteiligung eines

Supervisors, auch wenn sich der Senat der neutralen und nicht vorgesetztenÃ¤hnlichen Rolle

eines solchen bewusst ist. Bei Ausschluss eines Weisungsrechts kommt dieser faktischen

Eingliederung jedoch keine erhebliche Bedeutung zu.

Â 

In der AbwÃ¤gung der in Betracht zu ziehenden UmstÃ¤nde stellt sich die TÃ¤tigkeit des
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KlÃ¤gers dem Gesamtbild nach als solche selbststÃ¤ndiger Natur dar. Die faktische

Eingliederung beruhte auf Konsens mit den Mitgesellschaftern, ohne dass ein Weisungsrecht

der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bestand, weil die erforderliche Zustimmung der

Gesellschafterversammlung nicht gegen den KlÃ¤ger herbeigefÃ¼hrt werden konnte. Die

VergÃ¼tung erfolgte im Kern ergebnisabhÃ¤ngig und war letztlich auch von der Zahlung durch

den Auftraggeber der Beigeladenen zu 1 abhÃ¤ngig. Der KlÃ¤ger trug insoweit (nicht aber

wegen des eigenen Arbeitsmitteleinsatzes im geringen Umfang) im Ergebnis selbst ein

gewisses Unternehmerrisiko hinsichtlich des Arbeitskrafteinsatzes. 

Â 

Dementsprechend bestand keine Versicherungspflicht als abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigter.

Â 

Die Berufung war daher zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Â 

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor (Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 und 2 SGG).

Â 

Erstellt am: 12.01.2023

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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